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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Niedersachsen vom 17° Mai 1967 wird zurückgewiesen°

Kosten Sind nicht zu erstatten°

G r ü n d e :

I

Die Beteiligten streiten über die Wirksamkeit des Bundesmantel-

vertrages für Zahnärzte (BMV—Z)‚ den die beklagte Kassenzahn—
ärztliche Bundesvereinigung (KZBV) am 2° Mai 1962 mit den eben-

fe lls beklag„en Bundesverbänden der Orte—, Land—, Innungs— und

Betriebscrankcnle sen
geschlossen hat„

‚.Nach Ansicht der klegenden kassenzahnärztlichen Vereinigung

(KZ„V) Niedersachsen verstößt eine Reihe von Bestimmungen des
VCIClC”OS$ seiner „nla5en und der urban ungsvereinbarungen

<
!

cm 21 Mai 1962 und 1c Dezember 1905 gegen geltendes Recht

‚C un
d

„J {) }_
1

C
"

C (" (D 0)"t ‘ halb nichtig; Nach 9 36 og der Reichsversiche—
run5soia113 n5 (RVG) müsse sich ein Bundesmantelvertrag im Rah—

men der5 se *uzlichen Vorschri1ten halten und auf allgemeine,

d„h= “runusat 1 che Eragen der 1 assenärztlichen Vers or 5ung

beschränken; er dürfe daier keine Einzelheiten regeln, wie

in 5% 4 Absc 6 Satz 25 17 Aber 3, 18 Abs° 1 Satz 2 und22

Abs„ 5 Satz 2 BHV—Z geschehen sei (Verpflichtung des Zahn—
arztes zur Unterrichtung der liran1<enkasse über die Ablehnu.ng

einer Weiterbehandlung "unter Mitteilung der Gründe"; "sorg—

‘161 e und leserlic he" Aussch1eibung der Vordrucke und Be—

scheinigun5en; näherer Inhalt des Verzeichnisses der Kassen—

zahnürzte; vorläufige Zahl der Prüfungsausschüs se) Auch

habe der BHV—Z in den 95 2 Abs° 15 16 Abs° 1 und 17 Abs° 1
ten 5esetz lichen Be5riff der kassenzahnärztlichen Versorgung

(568 Absc 2 RVG) durch Einbeziehung des Zahnersatzes und

estlcgung von Auskunftspflichten der Zahnärzte gegenüber

den Krankenkassen unzulässig erweitert° .Der Vertrag beschrän-

ke sich ferner nicht auf eine Regelung der Beziehungen zwi—

schen den KZÄVen und den Krankenkassen? sondern greife auch
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in das Verhältnis der Versicherten zu den Krankenkassen
(@ 1-Abs° 1;Anspruchsberechtigung nach "Gesetz; Satzung

und versicherungsrechtlichen Abkommen") und zu den Kassen—

zahnärztén (@ 4 Abs° 7: Anwendung des bürgerlichen Ver—
tragsrechts) ein° Die Berufsfreiheit des Kassenzahnarztes

würde unzumutbar-eingéengt‚ wenn er seine Sprechstunden

auch nach den "Gegebenheiten seines Praxisbereichs" fest—

setzen müßte (@ 6 Abso 2); die Sprechstunden könnten im

übrigen nur durch die einzelne KZÄV geregelt werden. Richt—
linien über die Anwendung neuer Untersuchungs— und Heil—

methoden'lhättcn nach—@368 p RVOallein die Bundesausschür;;se
zu erlassen; Stellungnahmen eines von den Vertragspartnern

gebildeten "Ausschusses für Untersuchungs— und Heilmethoden“

(@ 15) seien daher ebensowenig zulässig wie die Bestimmung;

daß die Richtlinien der Bundesausschüsse nicht nur beachtet

werden sollen (@ 568 p Ab5; 5 EVO), sondern ”zu beachten

1)sind“ (@ 14 Abs; ; Die Kassenzahnärzte seien_auch nicht
.‚gehalten; den Krankenkassen "ohne besonderes Honorar“

Auskünfte und Bescheinigungen zu erteilen (@ 16 A sc 1);

Eine Vorlage von Röntgenaufnaimen an den Vertrauenszehnerzt

lic}rt.(@ 16 Abs‚ 2) widerspreehe der ärztlichen Sohweigepf

Die Mitwirkung eines von den Krankenkassen beauftragten

Zahna°ztes im Prüfverfahren dürfe sich nicht auf die "Be—

schlußfassung“ (@ 21 Abso 2) erstreckenc Für die Regelung

des Prüfverfahrens bei Einzelleistungshonorierung (@ 22)

seien nach @ 368 n Absc 5 RVO allein die Partner des Gesamt?

vertragesy nicht die des BHV—Z zuständig; gesetzwidrig sei

auch die Vorschrift über eine paritätische Besetzung des

Besohwerdeausschusses (@ 22 Abso3)c Die Prüfungsinstanzen

hätten nur die Wirtschaftlichkeit der_kassenärztlichen Ver—

sorgung zu überwachen; die Feststellung sonstiger Regreßé

ansprüohe (@ 25 Absc ? Satz 2) dürfe ihnen nicht übertragen

und der KZÄV insoweit keine Regreßpflieht auferlegt werden
(@ 24)e Die Regelung d r Vergütung einschließlich der

Wertrelationen zwischen den einzelnen Leistungen gehöre

in den Gesamtvertrag; ein Bundesmantelvertrag dürfe nur
einen Leistungskatalog, aber keinen Bewertungsmaßstab

_ 4 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


(@ 26 Abso 5, 5 und 5) enthalten und diesen erst recht

nicht zur
Grundlage der Honorarverteilung machen (5 26

Absc 3 Satz‘2)„ UHZUlässig sei ferner die in 5 26 Abs„ 7
vorgesehene Vereinbarung .eines Berwertungsmaßstabes für

Zahnersatz‚ die damit beabsichtigte DrosSelung der Prothe-
tikgebühren beeinträchtige die freie Berufsausübung_der

Zahnärzte° Die Berücksichtigung von Hemerarvereinbarungen

mit Universitätspolikliniken im Gesamtvertrag (@ 26 Absolo)

sei dem Gesetz unbekannt; Die Bestimmungen über die gegen—
seitigen Auskunftspflichten der KZÄVen und der Krankenkas—

sen (5 28) gingen zu weit und seien deshalb unzulässige
Eingriffe in deren Hoheitsrechtea Ob eine Krankenkasse

über das Ergebnis eines von ihr angeregten Disziplinarver—

fehrens zu unterrichten sei. (@ 29), habe allein die KZÄV zu
ein (9 568 m Absc 4 RVO)‚

In der VG?£gbf9_gpfd_925 für die Prüfungsinstanzen (Anlage 4

des BMv—Z) sei entgegen den vom Bundessozialgericht (BSG)

entwickelten Grundsätzen über die Einzelfallprufung die

Ermittlung von etatistiechen Durchschnittswerten vorgesehen

(9 2): HUCh werde die früfung auf zu lange Zeiträume (mehr

als 2 Jahre zu1Jck) ausgedehnt (@ 3 Abs; 2)o Die Bestim-

mung über die Vorlage der KartGikarten des Zahnarztes (@ 7
Äbßc 3) sei mit der äthlichen Schweigepflicht nicht ver—
einbaro Die nach 9 11 Abs; 6 zulässige Mitwirkung eines

nicht stimmbereehtigtoh Aitgliedes des Prüfungsausschusses
(K?Sseu ertreter) bei der Entscheidung des Beschwerdeaus—
sehusses widersp1eche rechts staatlichen Grundsätzenc Außer—

den enthalte die Prüfordnvng zahlreiche Einzélregelungen,

die den Gesartvertr*gen na
ch den jeüeiligen örtlichen Be—

dürfnissen vorbehalten bleiben müßteno

Die *rsypzyns vereinbarun5 vom 2„ Mai 19625 die für konser—
vierende und chirurg150he Leistung en den Wert eines Punktes

nach dem Bewertungsmaßstab festlege (Ziffn 1 bis 3)? ferner
eine Empfehlung der für Zahnersatz Zu vereinbarénden Ge—

bühren enthalte und von ihrer Höhe den Punktwert für konser—

vierende und chirurgische Leistungen abhängig mache (Ziffo4)g
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sei zwar für die KZÄVen und die Krankenkassen nicht unmit—

tGlbar verbindlich gewesen (Ziff 6: 'erst nach deren Bei—

tritt zu d_er Vereinbarung); sie habe jedoch, wie beabsich-

tigt deren Vertragsauton0mie mittelbar erheblich einge—

schränkt° Das gleiche gelte für die Ergänzungsvereinba—

rung vöm1° Dezember 19659 diexdie frühere ersetzt habe°

Aus der Nichtigkeit der genannten Bestimmungen desBI-JV—Z9

der ihm beigefügten Prüfordnung und der genannten Ergän—

zungsvereinbarungen folge nach 5 159 BGB die Nichtigkeit

des ganzen Vertragswerkes5 Entgegen der Ansicht der

Beklagten könne der Klägerin auch nicht zugemutet "ierden‚

mit der Klage zu warten, bis sich im Einzelfall eine der '

von ihr angegriffenen Vertragsbestimmungen konkret aus—

wirke; Ihr Feststellungsinteresse sei schon deswegen

gegeben, weil ihr eine Vielzahl von Prozessen der Kranken-

kassen und ihrer Verbände drohe‚ wenn sie sich einfach über

die fraglichen Bestimmungen hinwegsetzte; unter Um.stéinden

würde ihr dann sogar die Vergütung erbrachter L i_mtlngen

vorenthalten werden° Um dem vorzubeugen9 sei der gewählte

kltgeweg zulässic„ Im übrigen könne sie ihre gesetzlichen

Selbetverualtungsaufgaben künftig nur erfüllena wenn sie

Klerlm it über die bincench eWirkung der bcanstanüeten Rege—

lungen habeo

Das Sozialb Gericht (SG) hat die Klage als unzulässig abge—

wiesen; Soweit sich die Klägerin gegen normative Bestim—

mungen des EMV—Z und seiner—Anlagen wende9 liege eine — im

sozie lgerichtliohen Verfahren nicht vorgesehene — abstrakte

N01menkontrollklag e vor; normativen Chara.k ter hätten (mit

Ausnanme der Er gänzungsvereinbarung vom 2 Mai 1962 und

des 9V26 Abso 7 BHV—Z? der einen erst noch zu vereinbaren—

den Bewertuhgsmaßstab.für.Zahnersatz vorsehe} alle von der

Kl% erin angegriffenen Vertragsbestimmungen‚ da sie sowohl

für die Klägerin selbst als auch für ihre Mitglieder un-

mittelbar uhd
ohne Erfüllung weiterer Voraussetzungen-ver—

bindlich seien: Soxeit das beststellungsbe gehren der
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Klägerin.sich gegen Vereinbarungen ohne normative Wirkung

richte, seien weder ihre eigenen Rechte betroffen, noch

habe sie ein Feste tellungsinteresse; ihre Einwände gegen

die Ergänzungsvereinbarung könne sie im Schiedsverfahren

geltend machen und habe dies auch schon getan (Urteil vom

28: Juli 1965)° ‘

© D [(
n Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Klägerin

im wesentlichen gleiCher Begründung zurückgewiesen° Es_} ‚.:
.

c+

D
"

9,
1

d‘ die Feststellungsklage|hins sichtlich der nichtnorn1ativen

lestimmungcn-schon deswegen für unzulässig gehalten‚ weil

sie kein zwisc_hen der Klägerin und den Beklagten bestehen—

des echtsvcrhn tnis betrefi‘e (Urteil V0m 17° Hai 1967)°

& Klägerin rügt mit der zugelassenen Revision‚ die Vorin—D
'

}.
..l

.

t nz cn hätten die von ihr been standeten Bestinmzungen zu(f
)

Unrecht als normativ eng ese'nenf namentlich bestehe keine

.—10rmative-Bindung der KZÄVen an den 3MV—Z„ UnVerbindlich

seien für sie jedenfalls diejenigen 5estimmungen, zu deren

irlcß die Parteien des Bundeszantelvertrags nicht zuständig

ge\/es en seien; weil sie nicht zum “allgemeinen Inhalt" der
14.

ze.e1tverträge gehörten (@ 368 g Abs; 2 RVO)c‚-Zul %sig

e e

g"
)

1 auch die Klage gegen die ni ntw1o 11etiven 1eile des Ver—

tragswerkes, insofern sei si mitte lbs r in ihren iec chten,(D

insbesondere in ihrer Ver u1agsautonomie‚ betr oi‘fenv

Die Klägerin
beantragt‚

die-Urteile des LSG und des SG aufzuheben und

festzustellen?

& daß der zwischen der Be klagten zu 1 und. den

Beklagten zu 2 bis 5 geschlossene Bundesmantel-

vertrag—Zahnärzte vom 2: Mai 1962 nebst Anlagen

nichtig und für die Klägerin unverbind.lich ist,

und.zwar seinem ganzen Umfange nach?

h i l f s w e i s e

jedenfalls hinsichtlich folgender Bestimmungen;
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‘511Abs° 1; @2 Abs° 1; 5_4Äbso6'u° 7;
5_6'Abs° 2; 5;13;'5 14 Abs„ 1; 5 16 Abs° 1 u: 2;
5 17 Abs° 1 u° 3; 5 18 AbSa 1; @21}Abg° 2; 5 22;
@ 23;-9 24; 5 26 Abso 3, 5;75 9 uc 10; © 28; 5 29
soWie der Bestimmungen der Anlage 4 des Vertrages,

b) daß die zu diesem Vertrag zwischen den Parteien

getroffenen Ergänzungsvereinberungen vom 2° Mai 1962

und 10 DeZembor 1965 unwirksam waren;

Die Beklagten beantragen unter Hinweis auf die ihrer

Ansicht nach zutreffende Entscheidung des LSG9

die Revision zurückzuweisen°

II

\\
.,.—Der Senat hat unter Litwirlcung je eines bundessozialric

tere aus den Kreisen der Krankenkassen und der Kassenzrhn—

ew1t
chieden„

de Gegenstand des Re chtsst1ei ts eine

Vereinbarung der beiderseitigen Spitzenverbände und damit

ein Akt ler geneinse“en selbstverVi'tung ist (vglc Urteil

des Senats vom 249 September 1968‚ 6 Rha 31/66, insoweit

in BSG 28„ 224 nicht mitabgedruckt)°/

Die Revision der Klägerin ist nicht begrundet„ Die “vor—

instanzen haoen ihre Feststellungsklege im Ergebnis zu—

treffend, wenn auch teilxeise aus anderen Lrwägungen als

der Senat, für unzulässigg ehaltenc

Unter welchen Voraussetzungen im sozialgerichtlicnen

Verfahren nechtsschutz begehrt werden kann7 ist in den

55 54 und 55 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) geregelte

Danach muß entweder ein den Kläger beschwerender Ver—

waltungsakt ergan@en„ der Erlaß eines von ihm beantragten

begünstigenden Verwaltungsakts unterblieben„ ihm eine

beanspruchte Leistung vorenthalten oder zwischen den

Beteiligten eine bestimmte ■echtsbeziehung streitig gewor4

den sein° Allen diesen Fällen ist gemeinsam; daß die
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Beteiligten aus gegebenem Anlaß - weil ein bestimmter,

rechtlich relevanter Sachverhalt eingetreten ist
— über

.die Anwendung oder Niehtanwendung einer Rechtsnorm strei—

ten° Ohne einen solchen aktuellen Anlaß-kann im sozial—_
gerichtlichen Verfahren grundsätzlich kein Rechtsschutz

gewährt werden° 'Das trifft auch für die in 5 55 Abs° 1

Nrc 1 SGG vorgesehene Feststellungsklage zu° Auch sie

setzt voraus, daß der Streit das Bestehen oder Nichtbe—

stehen eines Reehtsverhéiltnisses9 d„h° einer aus einem be-

stimmten Lebenssaohverhalt abgeleiteten Reehtsbeziehung
be triift (zum Begriff des Rechtsverhältnisses vglc Rosen—
berg; Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßreohts, 8° Aufl„‚

9 86 II 1a, SO 404; Baumbach/Lauterbach‚ Zivilprozeßordnung

— ZPO —‚ 27c Aufla @256 Anm: 2 A)° Für eine von einem
;:onkre ten Sechx erh-

O
'}\re,

lt losge elöste — abstrakte - Normenkon—

cein Raum (vgl BSG 28, 224, 225 mit

\eiteien Nuehxeisen aus der Rechtsprechung des Senats)c In—

{J

H"rolle ist in der SGb

s wfern unterscl*.eidet sich des sozialgeriehtliehe Verfahren

von dem der a1l"”elncr Verualtunrsaerie„tsbarkeit (vglo

9 47 VwGO) und dem der Arbeitsgerichte‚ die nach 3 2 Abs° 1

Nr; 1 des ‚urbei Egerichtsgesetzes (ArbGG) ucae für Strei—

tigkeiten “aus £ arifve1trägen oder über das Bestehen oder

Hiehtbestehen von Tarifverträgen" zuständig sind (dazu

erden allgemein auch Streitigkeiten über normative Tarif-

bestimmungen9 insbesondere ihre Gültigkeit und Auslegung,

gerechnet, vglo BAG 5, 107; Stein—Jonas, Komm° zur ZPO, 19°

Aufl„‚ @256 Erlo VI 1 mit Nachweisen; Auffarth/Sehönherr$

ArbGG29 Auflc‚ B @46—45/1u° 5)c '

Del vorliegende keeht;streit betrifft zunächst insoweit die
Gültig

keit von Normen, als die Feststellungsklage sich gegen

eine Reihe von Bestimmungen des BHV—Z und seiner Anlage 4‘

(Prüfordnung) richteto

Nach@568gbbsc1 und Abs_2 Satz 1 RVGist die kassenerzt—
liche Versorgung im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften

une Richtlinien der Bundesausschüsse durch schriftliche

..9-
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Verträge (G988Mtverträge) der KÄVen mit den Krankenkassen
und ihren Verbänden so zu regeln; daß eine gleichmäßige,

ausreichende, Zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung

der Krankengewährleistet ist und daßdie ärztlichen
Leistungen Hüter Berücksichtigung der wirtschaftlichen
Lage der Krankßnkassen angemessen Vergütet werden: Den
allgemeinen Inhalt der Gesamtvertrag e vereinbaren nech
& 55£$Abse2 Satz 2 BVD die Xezssenärztlichen Bandesver—'
einigungen mit den Bundesverbänden der Krankenkassen in
LEntelvertrüg®■ (Bundesmantelverträge)°

Wie SChOHdem«\'fortlaut dieser Vorschriften zu entnehmen
'St‚ h?t der Gesetzgeber den derin genannten Körperschaften
die “Regelung"? deh„ die Normierung des — durch Gesetz und
Richtlinien er bu1@esausschüsse nur dem Rahmen nach abge—
stccn„e n “ Bereichs der kassenärztlichen Versorgung aufge—

13500 und überlasseno Dasdieser bereich die Interessen
der Kess enär7te un d der Krankenkassen gleichermaßen be—

rührti ist der f.uitra/: und die Ermächtigung zur hechtset—C
L?

zung den beiderseitigen 0;w* nisationen geüeinsem erteilt

did demgemä3 als Instrune:1t der Regelung der Abschluß einm

“vertragcs“ (einer "vertraglichen Vereinbarung”, @568 h
Abs? 1 Satz } Evo) vor esohen wordenc Hit der Wahl der
Vertragsform hat der Gesetzgeber

—
ähnlich wie im Tarif—

vertraesrecht « lediglich die gleichberechtigte Beteiligung
beider Seiten an der Normsetzung sicherstellen wollen (zu
den verschiedenen möglichen Beteiligungs— und Mitwirkungs—

formen bei der Rechtsetzung vgl„ Urteil des Senats vom

21„ Januar 19697’6 RKa27/67‚ dort besonders für das in
5 558 f Ab5. ? EVO vorgesehene ”Benehmen" der KÄVen mit
den hr? nkenkass en bei der Festsetzung des Honorarvertei-
]ungsmaßst abes), Daß im übrigen im Vertrags— bzw° Verein—

barung E3Wege Recht gMse zt werden kann; ist auch sonst
ÜiCht ung0WÖh■lich (vgl; @ 1 des Tarifvertragsgesetzes,
der den Tarifvertragsparteien die ■rmachtigung zur norma—
ÜiVGU—“GSGlung der Arbeitsverhältnisse in der Form des
Vertra :es gibt? BAG 4, e4o‚_250 ff, und allgemein zur
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Rechtsvereinbarung als Rechtsquelle Wolff, VerwaltungsreCht I,

7° Auflk‚ @ 25 X, So 124)°

Soweit-hiernach die Vertragspartner auf Grund von 5_368 g

RVO von der "ihnen gemeinsam erteilten Rechtsetzungser—

mächtigung" (BSG 28, 75 Mitte) Gebrauch machen, sie also
nicht nur schuldrechtliche Verpflichtungen im Verhältnis

zueinander begründen (zum obligatorischen Teil des Tarif—

vertrages vgla‘Hucck/Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts‚

70 iufi„‚ 11° Band‚ @16, s° 501ff; Hueclc/Nipperdey/
Stahlhacke; Tariivcrtragsgasetz, 4° Auflo, @ 1 Anm° 81 ff),

schszen sie für die ihrer Rechtsetzungsmacht Unterworfenen

objektives Rechto Das ist für die Mitglieder der KäVen auch

au dräcklich im Gesetz festgelegt (@@568 & Abs° 4‚ 568 m
Abs 2 EVO; dazu BSG 279 146? 150; 28, 75? 75) und nahezu

allgemein anerkannt0

soweit von der Klägerin im Anschluß an Sieg (5Gb 1965,IG in

289 f) vorgetragenen Bedenken sind nicht begründeto Daß,

1 ieg meint, die KÄV bei Abschluß der Gesamtverträge

in eht kraft einer ihr verliehenen Rechtsetzungsmacht, sondern

als gesetzl' che Vertreterin der Hassenärzte handelt? ist schon

laut des Gesetzes kaum vereinbar und wäre auch

von der Sache her7 insbesondere wegen der dabei vorausge—

setzten "partiellen sozialen Entnündigung" der Vertretenen

(so in der Tat Hamm für das Tarifvertragsrecht‚ dessen Gedan—

kengänge dort indessen allgemein abgelehnt werden; vglq Hueck/

Nipperdey/Stahlhacke, aaO % 1 Ann, 17, und Hueck/Nipperdey‚

Lehrbuch aaO, @’18 Anm‚ 23 a‚ 8° 350), keine angemessene Er—
klärung für die Verbindliöhkeit der-Verträgec >Es kommt hin—

zu? daß die KÄV‚ wenn sie gesetZliche Vertreterin der Kassen—

ärzte wäre? Rechte und Pflichten für diese nur im Verhältnis

zu ihrem Vertragspartner; der Krankenkasse? begründen könnte,

was dem geltenden Recht Widersprüche; das unmittelbare

Rechtsbeziehungen des Kassenarztes lediglich mit seiner KÄV

und nicht mehr gegenüber der Kreukénkasse kennt (vgl° Jantz/

Prange, Das gesamte Kassenarztrecht‚ ():—IIc —@368 a‚ Erl°

‚IV 1; Hess/Venter9 Das Gesetz über Kassenarztrecht, @ 368_a‚
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Erl° I 3, S, 115; für den Vergütungeanspruch vgl„ auch

SozR Nr,-31 zuié 75 SGG, wo gesagt ist, daß die KÄV als
Trägerin des Vergütungsanspruchs diesen selbst im Falle

der Einzelleistungshonorierung nicht "in Vertretung"

ihrer Mitglieder, sondern im eigenen Namen geltend macht)°

Der — im bürgerlichen Recht—geprägte — Begriff der ge-

_setzlichen Vértretung würde auch nicht erklären,varum

die KÄV nicht nur mit Wirkung für die ihr bei Ver—
tragsabschluß angehörenden, sondern ihre jeweiligen

(derzeitigen und zukünfti gen) Mitglieder handeln darf,
wahrend es andererseits eine häufige Lrscheinung unseres
Rechtslebens ist, daß sich das Satzungsrecht einer Körper—

schaft Ohne weiteres auf neu eingetretene Mitglieder '

erstreckt, wie umgekehrt seine Verbindlichkeit von solbs

wieder mit dem Ausscheiden aus der Mitglieds c}m„ft en

Schließlich spricht auch @ 368 m Abs, 2 EVO, wonach die

von den Bundesvereinigungen.abg eschlossenen Verträge auf

dem Mege über die "Satzungen" der KÄVen für d.e1en Hit—

.:

5 es sich>
—

—
«

glieder veroindlich vwrden, für die Annahme, 'a

insoweit um eine nor■ative und nicht um eine aus dem Ge—

denken der “Repr äsenta 3” (Sieg) abgeleitete Verbindlich—

keit handelt (für die normative Wirkung von Gesamtver—

trb gen auch Hes s/Venter aaO, @ 368 g, Erla I 4, S0 226 f;
Heinemann/Liebold, Kassenarztrecht, 4, Auflo, @ 368 g,
Ann, 5 und die dort Genannten; ferner Weidner, DOK 196",

255, küchenhoff, SGb 1969, 81, 85; Jantz/Prange aaO,

Cz—II, —5 368 g, Erle III 2 b, sprechen von "einer Art

normativer Wirkung”; Peters, Handbuch der Kra nkenxer—

sicherung, 17: Auflo, 9 568 g‚Anmf 5, verneint eine

Bi.ndungsvirkung gegenüber den Mitgliedern der Kranken—

kassen; unentsohiCden Hueck/Nipperdey, Lehrbuch aaO,

@18 Anm„10 a‚s. 545):

Wie die eben rwnhnte Vorschrift des % 568 m Abs, 2 EVO

zeigt, haben normative Wirkung nicht nur die zwiéch6n

den KÄVen und Krankenkassen geschlossenen Gesentverträgü

(& 368 g Abs, 2 Satz 1 EVO), sondern auch die auf
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"Bundesebehe" —‘2wischen den Bundesvereinigungen der

Kassenärzte und Kassen2ahnärzte einerseits und den Bundes—

verbänden der Krankenkassen andererseits # vereinbarten

Bundesmantelverträge (@ 368 g Abs° 2 Satz 2 RVG)° Für die
Mitglieder der KÄVen, die Kassenärzte7 ist dies in 5 368 m
Abs„ 2 RVO ausdrücklich bestimmt(vgl° dazu BSG 27, 146,

150; 28, 75, 75)„ trifft aber auch für die KÄVen zu, so—
weit sie selbst und nicht die einzelnen Kassenärzte die
1N0rmadrcssaten sind, was namentlich für die Regelung der
Vergütungsbezichungen zu den Krankenkassen giltc Ob sich

dabei die Bindung der KÄVen an bundesmantelvertragliche
Regelungen schon aus ihrer mitgliedschaftliehen Stellung

innerhalb der hundesvereinigung ergibt7 wie das SG gemeint

hat, kann dahinstehen; Sie ist jedenfalls dem 9 368 g
Abs„ 2 Satz 2 EVO zu entnehmen, der die Vereinbarung des

“allgemeinen Inhalts der Gesamtverträge” den beiderseiti—

gen Spitzenverbänden überlä3te Demnach werden auch Be—

stimmungen in den Bundesmantelverträgen5 die die KÄV selbst

betreffen, “kraft der ihnen vom Gesetz (@ 368 g Absc 2

Satz 2 RVG) beigelegten normativen Wirkung allgemeiner

Inhalt der Gesamtverträge„ ohne daß es hierüber einer Ver—

einbarung der am Gesamtvertrag Beteiligten cnc bedarf”

(BSG 2o„ 75, 81; ähnlich Hess/Venter aaO, €,»368 g, 13r1„ I
4a, So 227, und Küchenhoff aaO Sc 85 li°Spo unten); nach_

geltendem Recht brauchen auch die Parteien des Bundesmantel-

vertrages ihre Vereinbarungen, um ihnen Verbindlichkeit zu

verleihen, ■ieht mehr für allgemein gültig zu.erklären

(anders früher @ 368 Abs° 2 Satz 2 BVD aF)„ Die normative-

Bindung der KÄV an diejenigen Regelungen des Bundesmantel—

vertrags? die sich an sie wenden, hat dabei ihr Gegenstück

in einer entsprechenden Bindung der Krankenkassen (vglo

$"414b Abs„.2 zero)° '

Die hier von der Klägerin beanstandeten Bestimmungen des

BHV—Z und seiner Anlage 4 (Prüfordnung) richten sich zu
einem Teil an die einzelnen Kassenzahnärzte (59 4 Absc 6

und AbSo 7, 6 Abs„ 20 13 Absc 2 Satz 2, 14 Abs° 1,—J
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16Abs.,1 undAbs„2, 17Abs° 1 u”ndibs@3; @7 Abs„ 3
der Prüfordnung) zum anderen Teil — jedenfalls in erster
Linie 5 an die KZÄVen (@@18 Abs° 1, 21 Abs° 2, 22‚ 23,

24, 26 Abs° 3, Abso 5 und Abs„ 10, 28, 29 sowie die
Bestimmungen der Prüfordnung)„ Soweit die Klägerin.

Regelungen über den Kreis der leistungsberechtigten

Personen und den sachlichen Umfang der kassenärztlichen

Versorgung angreift (55 1 Abs° 4 Satz 1, 2 Abs„ 2), sind

soWohl die Kassenzähnärzte als auch deren Vereinigungen

(als Träger der Vergütungsansprüche gegenüber den Kran-

kenkassen) angesprochene Von diesen Unterschieden ab—
{5

d

esehen‚ ist allen genannten Bestimmungen gemeinsam, daß

ie Parteien des BHV—Z mit ihnen nicht ihre eigenen

‚echtsbeziehungen‚ sondern die Rechtstellung Dritter

— der Kasse zahn:rzte und der KZÄVen
— haben regeln‚

also auf Grund der Rechtsetzungsermächtigung in @ 368 g

Abel 2 RVG ibrmcn haben schaffen wollen (zu der für

ormen lmnnzcichnenden “Drittwirkung” vglo SozR Nrc ?

$US Vert1agsordnung iür Kassenzahnärzte am 27° ÄuäU5t
1957)3 Dar=Lber hinaus entspricht auch die inhaltliche

Struk'ur der ange fuhrten Bestimmungen der von Normen;

Sie begründen nicht i'ür einen Einzelial l konkrete Rechte}

und Pflichten9 sondern legen für eine unbestimmte Viel—

zahl von iällen ei ne abstrakt formulierte Rechtsfolge

fest?

Die von der Klägerin erhobene Klage auf Feststellung

der Nichtigkeit der genannten Bestimmungen ist-semit als

eine —Vim sozialgerichtlichen Verfahren nicht zugelasseé

n (D

— Normenkontrollklage anzusehen und als solche u.n—

statthaftc Ob sie im übrigen seclbst bei einer anderen

Ve11*ahrensgestaltung gegen solche Bestimmungen hätte

MixObeh werden können„ die nicht die Klägerin, sondern

ihre Mitglieder be trefien bleibt dahingestellte

Die Klägerin kann ihre Klage auch nicht damit zulässig

machen? daß sie den Parteien des EMV—Zdie Zuständigkeit

_ 1n _‚.
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zum Erlaß gewisser Vertragsbestimmungen bestreitet, weil

mit ihnen nicht mehr der "allgemeine" Inhalt der Gesamt—.
Verträge, sondern Einzelheiten geregelt würden° Der

Senat braucht nicht zu entscheiden„ ob zum allgemeinen

Inhalt der Gesamtverträge, wie die Klägerin meint„ nur
Regelungen grundsätzlicher Art gehörena Selbst wenn dies

zuträfe und gewiss se
Bestimmunren des EMV—Z den solcherart

a%estecl :ten Lrn40ht1gunverehnen überschritten, so würde

das zwar die fraglichen Regelungen unwirksam machen9 an

ih1 er Korn1qu&lität jedoch nichts ändern° Auch ungültige

Normen sind Normen und werden, wenn der Weg zu ihrer un-
mittelbaren Überprüfung pr0zessual'versc} wlo sen ist, nicht

uu1' dem Umxzeg über eine Zus n’1ghe1t„ruge überprüfbar°

Unzulässig ist ferner die Klage, soweit sie sich gegen

&
26 Absa 7 BHV—Z (noch zu vereinbarénder Bewertungshaß—

etab_für Zahnersatz) und gegen @ 26 Abs; 9 BHV—Zmit den

darin vorgesehenen Ergänzungevereinbaruhgen über den Punkt—

wert der Bewertungsm& stäb e richteto

Wie schon_ausgeführt„ enthält der bei Abschluß des EMV—Z

mitvereinbnrte LG\GTÜUH”°RQ‘SEab für konservierende und

chirurgische.Verrichtungen (@ 26 Abs„ 3 und 5 sowie Anlage

A) eine normative Regelung der von den Ka ssenz ahnärzten

ab; rechnenden und von den Krankenkassen zu vergütenden

Le stunafen (vgl auch BSG 20, 73, 81‚ wonach die Festsetr

zung des Bewertungsmaßstabes zum bindenden Teil des Mantel—

vertrages gehört): Der1gegenüber hat die Abrede über einen erst

noch zu
vereinbarenden Bewertungsmeßstab für Zahnersatz

‚Oä 26 Abec 7 BHV—Z) als—solche keine Normwirkung; sie be—

gründet vielmehr — in Verbindung mit Ziffer 4 der Lrgän—

zungsvereinbarung vom 2; Mai 1962 (Inkrafttreten des Be—

wertungsmaßstabs bis spätestens 1: Januar 1965) „ nur eine

gegenseitige Ve‘pflichtung der Vertragspartner; Das Beson—

ie dieser Abrede liegt indessen gerade darin; daß sieQ
;

iCht‚ wie etwa ein schuldrechtlicher Vertrag des bürver—

lichen Rechts, auf den Austausch von Leistungen zielt,

sondern die gemeinsame Hervorbringung von Normen bezweckt;
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insofern den Normierungsakt vorbereitet und damit der

Sache nach zu ihm gehörto Schon aus diesem Grund kann"

eine_Kläge, die gegen die "fertige" Norm nicht zuläSsig
wäre, auch gegen eine ihrer Vorbereitung dienende Maßnahme

nicht zulässig sein° Im übrigen ist selbst dort‚ wo

das Verfahrensrecht die Möglichkeit einer unmittelbaren

Normenkontrolle gibt, die Klage grundsätzlich nur gegen

die bereits erlassene, nicht gegen die noch in der Ent—

stehung begriffene Norm zulässig (vgl° für Verfassungs—

beschwerden Leibholz/Rupprecht, Bundeéverfassungsgcrichts«

gesetz, 9.90 Anm° 51)° Dem künftigen-Erlaß einer Norm

kann mithin der Kläger in der Regel nicht im Vorberei-

tungs— oder Entstehungsstadium mit der Klage zuvorkommen;

zben das versucht hier aber in Wirklichkeit die Klägerin:
Ob ihrer Eeststellungsklage darüber hinaus die Zulässig—

keitsvoruussctzungen des 3 55 Ab3: 1 Nr? 1 SGG (Rechts—

verhältnis und Feststellungsintoresee) fehlen, wie die

Vorinstanzen mit jeweils vorsohiedener'äegründung ge—

meint haben? kann der Senat offenlessenQ

Schließlich hat dee lSG auch die Klage gegen die Ergän—

zungevereinbarungen vom
2° Mai 1962 und ie Dezember 1963

im Ergebnis zutreffend für unzulässig gehaltenu Bei

diesen — inzwischen zeitlich überholten —
Vereinbarungen

handelte es sich zwar nicht um zwingende (unabdingbare)

Regelungen wie bei den von der Klägerin engegriffenen

Bestimmungen des BHV—Z; Den Parteien des Gesamtvertrages

dehc den KZÄVen und den Krankenkassen; war vielmehr die
En'sohcidung überlassen_worden‚ ob sie den von den Spit—

zenverbänden getroffenen Vereinbarungen "beitreten" bzw.

ihren "Empfehlungen” folgen wolltena Gleichwohl ent—

hielten auch diese Vereinbarungen Normativbestimmungen:
Besonders deutlich

war dies bei der ersten Ergä zunge—

Vereinberung, die (in Verbindung mit dem Bewertungsmaß—

steh der Anlage A des EMV—Z) für die Zeit ab 10 Juli 1962

praktisch eine fertige Gebührenordnung für die konser—

Vierenden und chirurgischen Leistungen der Kessenzehn-
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ärzte beréitstell.te und zugleich gewisse Anpass sungsregei

lungen traf (Ziff 1 bis 4)° Daß diese Gebührenordnung

— ähnlich wie die spätere amtliche Gebührenordnung vom

18° März 1965 (vgl° deren 5 1 Satz 2)-- durch andere
(eigene) Vereinbarungen der Normadressatén ersetzt werden

konnte, also abdingbar war, änderte nichts an ihrer Norma—

tivität° Auch dispositive Normen können als solche im

sozialgeri chtlichen Ve fahren nicht unmittelbar mit der

Klage angcgriifen werden’

Allerdings mag es auch hier nicht gänzlich ausgeschlossen

sein? einem Kläger‚ den durch eine erst bevorstehende

f\? wendung einer Rechtsnorm Hachteile drohen, vorbeugenden

welt schutz zu gewähren (vglc BSG 28,'224, 226)c Eine
c:le he — vom Senat erwogene — Möglichkeit scheidet jedoch

aus„ wenn es, wie hier, noch niedat zu einer greifoe ren

c;1gnraunb berechti—*ter Interessen gekor.amen ist„ oder wenn
die Geiührdung aui einen anderen zumutbaren „% e

abgewendet

erden kann In vorli1egenden Fall drohen der Kllocr1n‚

a1ch wenn sie die von inr'beansta ndeten fertragsbectinmun—

gen nicht anwenden würde (von einer entsprechende Absicht

.at sie bisher nichts ve rle„uten lassen)‚ weder von Se j.tenv—
<

J
.:

£"
);

(Drjenig-cn Körpersc ehrftens die den BKV—Z geschlossen haben,

noch von Seiten ihrer e1geenen Vertragspartner (Kranken-.

kassen) unmittelbare Z\P% smaßnahmenc Soweit sich die An—

vendung oder Nichte nwendung einzelner Vertrag sbestimmungen

.auf die Honorierung der von den l1itgl iedern der Klägerin

ausgeführten Leistungen auswirken sollte, könnten die

treitigen Rechtsfragen im_Rahmen eines mit einer Kranken—

kasse zu führenden Honorarprozesses ausgetragen werdenc

Soweit sich schließlich die Klägerin durch die Ergänzunge—

ereinbarungen über den Punktwert der kassenzahnärztlichen

Leistungen in ihrer Vert ragsfreiheit gegenüber den Kranken—

.kassen beeinträchtigt gl auet$ muß sie sich auf den Weg

eines Schiedsverfahrens are weisen lassen9 in den auch die
Zulässigkeit der Vereinbarungen überprüft werden könnte°

Die Vorinstanzen haben somit die von der Klägerin erhobene
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Feststellung8klage im Ergebnis zutreffend als unzulässig

abgewieseno' Ihre Revision istunbegründet;°

Die Ko,ste■entscheidungberuht auf 5 193 SGG„
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